Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache YI/1256 


Der Bundesminister für 
Städtebau und Woimungs wesen 

II B- 20 01 01 


Sachgebiet 23 


Bonn-Bad Godesberg, den 9. Oktober 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Sozialer Wohnungsbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schulze- Vorberg, 
Dr. Riedl (München), Niegel, Kiechle, Dn Jobst, 

Dr. Probst, Biehle und Genossen 
— Drucksache VI/1 194 — 


Die obengenannte Kleine Anfrage beantworte ich für die Bun- 
desregierung wie folgt: 


1. Hat die Bundesregierung die Absicht, Inhabern von öffentlich 
geförderten Sozialwohnungen durch verstärkte Umsetzungs- 
darlehen einen Anreiz zum Erwerb von Eigentumswohnungen 
zu geben und damit preisgünstige Sozialwohnungen für den 
berechtigten Personenkreis freizumachen? 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, verstärkt Umset- 
zungsdarlehen zu gewähren. Sie begrüßt jedoch alle Maßnah- 
men, die dazu führen, daß Inhaber von öffentlich geförderten 
Sozialwohnungen diese Wohnungen im Wege der freiwilligen 
Umsetzung für den berechtigten Personenkreis freimachen. Zu 
diesen Maßnahmen gehören auch Anreize zum Erwerb von 
Eigentumswohnungen. Die Bundesregierung weist darauf hin, 
daß die Länder auf Grund ihrer Zuständigkeit zur Durchführung 
des Wohnungsbaues solche Maßnahmen bereits fördern. Sie 
wird im übrigen auch ihrerseits durch das langfristige Woh- 
nungsbauprogramm zur freiwilligen Umsetzung beitragen. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Anhebung 
des Eigenkapitals der Bauträger bei öffentlich zu fördernden 
Sozialwohnungen auf 15 v. H. der Herstellkosten zu einer 
größeren Effektivität der öffentlichen Mittel und damit zu einer 
größeren Wohnungsproduktion führen würde? 


Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß der Einsatz 
eines höheren Eigenkapitalanteils durch die Bauträger zu einer 
größeren Effektivität der öffentlichen Mittel und damit zu 
einer größeren Wohnungsproduktion führt. 
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Die Eigenkapitalausstattung der meisten Bauträger läßt eine 
Erhöhung des Eigenkapitalanteils gar nicht zu. Deswegen führt 
das Erfordernis einer höheren Kapitalbeteiligung dazu, daß die 
Bauträger weniger statt mehr Wohnungen bauen können. In 
jedem Fall führt die erhöhte Anforderung an das Eigenkapital 
zu höheren Mieten, denn das angesetzte Eigenkapital ist nach 
der II. BVO mit wenigstens 4 v. H. zu verzinsen, während die 
öffentlichen Mittel nach dem II. WoBauG weitgehend zinslos 
gestellt werden. 

Entsprechend der geltenden gesetzlichen Regelung in § 34 Abs. 1 
des 11. WoBauG sollte daran festgehalten werden, daß der Bau- 
herr eine „angemessene'' Eigenleistung aufzubringen hat, ohne 
diese auf einen bestimmten Vomhundertsatz festzulegen. Diese 
elastische Vorschrift hat sich in der Praxis bewährt und in ver- 
tretbaren Einzelfällen zu höheren als lOVoigen Eigenleistungen 
geführt. 


Dr. Lauritzen 



